
taten beschränkt, die nur einen geringen Grad an Ge
sellschaftswidrigkeit aufweisen, sondern sie ist auch 
bei Verbrechen zulässig. Als Zusatzstrafe dient die 
Geldstrafe dazu, die Wirkung der Hauptstrafe in einer 
bestimmten Richtung zu erhöhen — wobei vor allem 
die subjektiven Umstände beeinflußt werden' sollen, 
die entscheidend für die Begehung der Straftat waren. 
Es ist zu prüfen, ob die Zusatzstrafe den Besonderhei
ten der Straftat entspricht und ob sie notwendig und 
geeignet ist, den Ursachen der Straftat entgegenzu
wirken.
Für die Anwendung der Geldstrafe als Zusatzstrafe 
sind dabei zwei Gesichtspunkte von besonderer Bedeu
tung:
— Sie muß im richtigen Verhältnis zur Tat und zur 

Hauptstrafe stehen. Die Hauptstrafe darf durch die 
Höhe der Zusatzstrafe nicht in den Hintergrund tre
ten. Sie muß andererseits so-bemessen werden, daß 
sie neben der Hauptstrafe einen spürbaren Eingriff 
in die persönlichen Vermögensverhältnisse darstellt 
und so die erzieherische Wirkung der Hauptstrafe 
erhöht.

— Sie ist vorwiegend dann sinnvoll und zur Verstär
kung der Wirkung der Hauptstrafe geeignet, wenn 
der Begehung der Straftat subjektiv eigennützige Be
strebungen zugrunde lagen, z. B. die Straftat aus
schließlich zur Befriedigung materieller Interessen 
begangen wurde, sie auf egoistischer, rücksichtsloser 
Außerachtlassung vermögensrechtlicher Verpflich
tungen beruhte (z. B. steuerrechtliche Verpflichtun
gen oder Pflichten aus Vermögensverwaltung) oder 
in der Straftat eine gröbliche Mißachtung geschaffe
ner Werte (z. B. Zerstörung von Straßenbeleuchtung, 
von Park- und Gartenanlagen) zum Ausdruck 
kommt.

Für die Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhält
nisse bei der Bemessung der Höhe der Zusatzstrafe gel
ten die unter a) gemachten Ausführungen.
Wird im Rechtsmittelverfahren eine Freiheitsstrafe in 
eine Verurteilung auf Bewährung abgeändert, kann auf 
eine Zusatzgeldstrafe erkannt werden. Das Verbot der 
Straferhöhung steht dem nicht entgegen, weil es sich 
insgesamt um eine mildere Maßnahme der strafrecht
lichen Verantwortlichkeit handelt.

Oberrichter Dr. SIEGFRIED WITTENBECK, Mitglied des Präsidiums und Leiter der Inspektionsgruppe 
des Obersten Gerichts

Anwendung der Geldstrafe im Strafbefehlsverfahren
Im IV. Quartal 1971 wurde gegen etwa ein Drittel aller 
Verurteilten auf Geldstrafen erkannt, davon etwa 90 % 
im Strafbefehlsverfahren. Untersuchungen der Inspek
tionsgruppe des Obersten Gerichts haben jedoch erge
ben, daß in einer Anzahl von Fällen auch Geldstrafen 
im Strafbefehlsverfahren ausgesprochen wurden, ob
wohl die Übergabe der Sache an ein gesellschaftliches 
Gericht gesetzlich geboten oder die Durchführung einer 
Hauptverhandlung und der Ausspruch einer anderen 
Maßnahme der strafrechtlichen Verantwortlichkeit not
wendig waren. Die Ursachen hierfür liegen u. a. darin, 
daß
— die Wirkung der Geldstrafe teilweise überbetont und 

die Kraft der gesellschaftlichen Gerichte unterschätzt 
wird,

— der Beschluß des Präsidiums des Obersten Gerichts 
zur Anwendung der Geldstrafe und des Strafbefehls
verfahrens vom 9. Juli 1971 (NJ-Beilage 6/71 zu 
Heft 15) von einigen Richtern lediglich unter dem 
Gesichtspunkt der Vereinfachung der Verfahrens
weise betrachtet wird und selbst als notwendig er
kannte Maßnahmen aus Gründen der Zeitersparnis 
nicht durchgeführt werden,

— die exakte Prüfung der Voraussetzungen für den 
Erlaß eines Strafbefehls durch das Gericht unter
bleibt, und zwar im Vertrauen darauf, daß diese Prü
fung bereits vom U-Organ und dem Staatsanwalt 
vorgenommen worden ist.

Diese und ähnliche Gründe führten dazu, daß Straf
sachen mit Strafbefehl erledigt worden sind, die in die 
Zuständigkeit gesellschaftlicher Gerichte gehörten. An
dererseits gibt es aber auch Fälle, in denen anstelle 
einer Geldstrafe durch Strafbefehl eine andere Maß
nahme der strafrechtlichen Verantwortlichkeit nach 
Durchführung einer Hauptverhandlung hätte ausgespro
chen werden müssen. Das trifft z. B. auf solche Täter 
zu, die — teils mehrfach und einschlägig — vorbestraft 
sind oder bei denen auf Grund ihrer bisherigen labilen 
Lebensweise die erzieherische Wirkung eines Strafbe
fehls nicht ausreicht.'
Gründe für die Ablehnung des Erlasses eines Strafbe
fehls können sein:

1. Die Voraussetzungen des § 28 StGB für die Übergabe 
der Sache an ein gesellschaftliches Gericht liegen vor.
2. Die Handlung ist mangels Tatbestandsmäßigkeit 
kein Vergehen, es handelt sich um eine Ordnungswid
rigkeit oder um eine Verfehlung.
3. Die gesetzlichen Voraussetzungen für den Ausspruch 
einer Geldstrafe gemäß §§ 30, 36 StGB sind nicht gege
ben, es ist eine andere Maßnahme der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit auszusprechen. Das kann der Fall 
sein, wenn
— die Schwere der Tat auf Grund ihrer objektiven 

Schädlichkeit eine strengere Maßnahme der straf
rechtlichen Verantwortlichkeit erfordert (z. B. bei 
einem besonders erheblichen materiellen Schaden 
durch ein Eigentumsdelikt; bei einer besonders rohen 
und brutalen Begehungsweise einer Körperverlet
zung) ;

— der Grad der Schuld des Täters die Anwendung einer 
Geldstrafe ausschließt, z. B. bei wiederholter ein
schlägiger Straffälligkeit, insbesondere noch während 
der Bewährungszeit;

— die wirtschaftlichen Verhältnisse des Täters eine der 
Tatschwere angemessene Geldstrafe nicht zulassen, 
eine solche von vornherein nicht realisierbar er
scheint oder der Täter über kein eigenes Einkommen 
verfügt.

4. Wenn eine Geldstrafe zwar der Tatschwere ange
messen sein könnte, die Durchführung einer Hauptver
handlung jedoch erforderlich ist, weil
— die unmittelbare Mitwirkung eines Kollektivs aus er

zieherischen Gründen notwendig ist,
— in der Beweisaufnahme begründete Einwände ge

prüft werden müssen (z. B. bei Körperverletzungs
delikten hinsichtlich Notwehr und Notwehrüber
schreitung),

— die Aussagen des Beschuldigten und der Zeugen wi
dersprüchlich sind, durch andere Beweismittel die 
Richtigkeit der einen oder anderen Aussage nicht 
bestätigt wird und demzufolge kein Geständnis des 
Beschuldigten vorliegt,

— ein komplizierter Sachverhalt gegeben ist, der in
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